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Beschlagnahme von Getreide und Mahlprodukten. 


(Ad M. G. G. Vdg. W. S. Nr. 76133 vom 3. Juli 1917). 
Auf Grund der Vdg. vom 22. Juni 1917 Vdg. Bl. N 57 bezw. der Vdg. vom Il. 


Juni 1916 Vdg. Bl. ® 61 betreffend die Verwertung der Ernte und in Durchführung der 
Vdg. vom 23. Juni 1917 Vdg. Bl. 58 betreffend den Lanwdwirtschaftsrat, wird angeor- 
dnet, wie folgt: - 


SL Beschlagnahme. 


Getreide (Weizen, Roggen, Gerste, Hafer und Mengfrucht) der Ernte des Jah- 


res 1917 und aus demselben erzeugte Mahlprodukte aller Art, sowie etwa vom Vorjahre 
noch verbliebene Restbestände solcher Produkte sind zu Gunsten der Militärverwal- 
tung beschlagnahmt. 
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Als Mengfrucht im Sinne dieser Verordnung gilt ein Gemisch verschiedener 
Getreidearten untereinander oder mit, Hülsenfrüchten. 


$ 2. Wirkung der Beschlagnahme. 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, dass die beschlagnahmten Produkte we- 
der verarbeitet, verbraucht, verfüttert, noch veräussert bezw. gekauft werden dürfen, 
sofern nicht in dieser Verordnung oder durch besondere Vorschriften andere Anordnun- 
gen getroffen werden. Rechtsgeschäfte, desgleichen auch alle vor Beginn der Wirksam- 
keit dieser Verordnung abgeschlossenen Geschäfte (ES II und 12 der Vdg. vom Ip 
1916 Vdg. Bl. 61) sind ungiltig. 


& 3. Ausnahmen. 


Von der Beschlagnahme sind ausgenommen: 
a) die für Saatzwecke in der eigenen Wirtschaft des Produzenten, 


b) die zur Ernährung des Produzenten, seiner im gemeinsamen Haushalte le- 
benden Angehörigen einschliesslich der Angestellten und des Gesindes, 


c) die zur Erhaltung des eigenen, sowie des Viehstandes der Angestellten und des 
Gesindes, bestimmten Getreidemengen unter Einhaltung des durch besondere ` Verfü- 
gungen normierten Höchstausmasses. 


s 4. Anzeigepflicht. 


Der Besitzer von, laut $ 1 beschlagnahmten Produkten ist verpflichtet, über 
Aufforderung des Kreiskommandos oder der hiezu bestimmten Organe, die Vorräte an 
solchen Produkten nach Menge, Gattung und Einlagerungsort anzuzeigen und zwecks 
Überprüfung der Richtigkeit der erstatten Anzeige den hiezu bestimmten Organen die 
Besichtigung seiner Betriebs- Vorrats- u. sonstiger Räume, ferner die Einsicht in die 
Wirtschafts- bezw. Geschäftsaufzeichnungen zu gewähren, sowie auf Verlangen alle 
erforderlichen Auskänfte zu erteilen. 


8 5. Ablieferungspflicht, Festsetzung der zu belassenden und der abzulie- 
fernden Getreidemengen, Getreidepass. 


Der Produzent ist verpflichtet, sämtliche zufolge $ 1 beschlagnahmten Vorräte 
innerhalb der vorgeschriebenen Termine abzugeben. Zur Übernahme derselben wird für 
den Bereich des M. G. G. mit Ausnahme der Kreise Chełm, Hrubieszow und Toma- 
szow laut Artikel VII der Verordnung vom 23. Juni 1917 Vdg. Bl. 58 betreffend den 
L. W. R. die Polnische Getreidezentrale bestimmt. Bis zur Aufnahme ihrer 
Tätigkeit dienen als Übernahmsstellen die Getreidemagazine der Militärverwaltung. 


Zur Festsetzung der dem Produzenten zu belassenden ($ 3.) und der abzu- 
gebenden Getreidemengen ist die Kreis—bezw. Gemeindekommision berufen. Die er- 
mittelten Mengen und die vorgeschriebenen Abgabetermine werden im (etreidepasse 
ersichtlich gemacht. (Art. VIII und IX der Vdg. vom 23. Juni 1917 Vdg. Bl. œ 58). 


Die Art der Übernahme der zufolge $ 1 beschlagnahmten Vorräte in den 
Kreisen Chełm, Hrubieszow und Tomaszow wird durch besondere Verfügungen gere- 
gelt werden. 


$ 6. Übernahmspreise. 


Für das durch den Produzenten freiwillig abgegebene Getreide werden nach- 
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stehende Übernahmspreise festgesetzt: 


Weizen š à g j j K 54 60 h 
Roggen 

Gerse | K 48 30 h 
Hafer ; 


Mischfrucht 


Obige Preise treten mit 15. Juli 1917 in Kraft und verstehen sich pro 100 kg. 
netto, loco Ubernahmsmagäzin. Sie beziehen sich auf gute trockene Ware, in der im 
M. G. G. üblichen Durchschnittsqualität. Bei geringerer Qualität tritt eine entsprechen- 
de Preisminderung ein, die jedoch 15°/, des jeweiligen Ubernahmspreises nicht über- 
schreiten darf. 


Falls die Entfernung des Übernahmsmagazines vom Produktionsorte 7 km. ` 
übersteigt, gebührt dem Produzenten ausser dem obigen Preise eine Vergätung für 
die Zufuhr, dessen Höhe durch besondere Verfügungen geregelt werden wird. 


Für Getreide, welches der Produzent über die vorgeschriebene Menge liefert, 
sowie für Saatgetreide gebührt demselben ein Preiszuschlag, der durch eine besondere 
Verfügung geregelt werden wird. 


§ 7. Verbrauchsnormen, Verteilung der aufgebrachten Vorräte. 


` Die Regelung der Verbrauchsnormen für die Versorgungsberechtigten (Nicht- 
produzenten) und der Verteilung der aufgebrachten Vorräte wird durch besondere Verfü- 
gungen erfolgen. 


§ 8. Vermahlung. 


Das Kreiskommando wird tiber Antrag des Exekutivausschusses des L. W. R 
einzelnen Mühlen die Betriebsbewilligung erteilen, die erforderlichen Kontrollmass- 
nahmen verfügen, die übrigen Mühlen sperren. Die gesperrten Mühlen haben Anspruch 
auf eine, vom L. W. R. festzusetzende und von der P. G. Z. zu bezahlende Entschädi- 
gung. 

Die Regelung der Mühlenkontrolle der Mahlsätze, der Mahllöhne, sowie der 
Preise für Mahlprodukte erfolgt in besonderen Durchführungsbestimmungen. 


Bezüglich der Viermahlung in den Kreisen Chelm, Hrubieszow und Tomaszow 
werden gesonderte Verfügungen ergehen. 


8% Zwangsmassnahmen. 


Weigert sich der Besitzer von laut $ 1 beschlagnahmten Produkten, dieselben 
in den vorgeschriebenen Terminen abzugeben, oder besitzt er nicht die nötigen Mitteln, 
um den Drusch bezw. die Ablieferung durchzuführen so kann das Kreiskommando den 
Drusch bezw. die Ablieferung im Zwangswege auf Kosten und Gefahr des Bisitzers, 

‚ ` durchführen, hiezu Wjrtschaftsräume und alle Mittel seines Betriebes in Anspruch neh- 
men, sowie Arbeitskräfte nach Massgabe des $ 4 der Vdg. des A.O.K. vom 3. Juni 
1916 Na 54 Vdg. Bl. betreffend die Feld- und Erntearbeiten, heranziehen. 


y Im Falle der Anordnung einer Zwansglieferung können die im § 7 normierten 
Übernahmspreise bis auf die Hälfte herabgesetzt werden. Die Art des Vorgehens bei 
Zwangslieferungen wird durch gesonderte Verfügungen geregelt werden. 


Der Zwangsdrusch, bezw. die Zwangsablieferung, kann vom Kreiskommando 
auch vor Ablauf der diesbezäglich vorgeschriebenen Termine angeordnet werden, falls 
des zur Versorgung der Bevölkerung unbeding notwendig erscheint, oder die Gefahr, 
einer unrechtmässigen Verwendung der beschlagnahmten Vorräte vorliegt. 
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$ 10. Strafbestimmungen. 


Übertretungen obiger Vdg. oder einer auf Grund derselben erlassenen Vor- 
schrift werden gem. $ 10 und 11 der Vdg. vom 11. Juni 1916, Vdg. Bl. | 61- be- 
treffend die Verwertung der Ernte oder gemäss § 2. der 29 Vdg. vom 11. Feber 1917 
betreffend Strafmassnahmen gegen Preistreiberei und Verletzung von Lieferungspflichten, 
bestraft. 


$ 11. Inkrafttreten. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verlautbarung in Kraft. 


Gleichzeitig wird die Vdr. des M..G. G. vom 19. Juli 1916 Vdg. Bl. E op 
aufgehoben. 


118. 
Verkehr mit Getreide und Mahlprodukten. 


(Durcehführungsbestimmungen betreffend den Verkehr mit Getreide und 
Mahlprodukten.) 


In Durchführung der Vdg. vom 23. Juni 1917, Vdg. BI. D 58, be- 
treffend den Landwirtschaftsrat sowie vom 3. Juli 1917, Vdg. Bl. œ 59, 
betreffend die Beschlagnahme von Getreide und Mahlprodukten wird ver- 
fügt wie folgt: 


§ 1. Ernährungsnormen. 


Als Höchstausmass der für die Ernährung sowohl vom Produzenten 
($ 3. der Vd. vom 3. Juli 1917) wie auch der Versorgungsberechtigten 
($ 7. derselben Vdg.) bestimmten Mengen werden 250 Gramm Mehl pro 
Kopf und Tag oder 91 '/, kg. Mehl pro Kopf und Jahr bestimmt, was 
einer Getreidemenge vom 114 kg. pro Kopf und Jahr entspricht. Für 
schwer arbeitende Personen (Bergwerks - Fabriks -und landwirtschaftliche 
Arbeiter) wird eine doppelte Verbrauchsquote bestimmt und zwar 500 Gramm 
Mehl pro Kopf und Tag bezw. 228 kg Getreide pro Kopf und Jahr. Die- 
se Verbrauchsquote bezieht sich jedoch ausschliesslich auf die Arbeiter 
selbst, und nicht auf deren Familien. Unter schwer arbeitenden landwirt- 
schaftlichen Arbeitern sind über 18. Jahre alte Männer zu verstehen, welche 
in einer fremden Wirtschaft physisch arbeiten. 


Obiger Bedarf ist ftr die Zeit vom 1. August 1917 bis 31. Juli 
1918 zu rechnen. e 


8 2. Futternormen. 


Als Höchstausmass der für Futterzwecke bestimmten Mengen wird 
festgesetzt: 


a) 370 kg Hafer pro Pferd und Jahr gleichgiltig ob es sich um Pro- 
duzenten oder versorgungsberechtigte Personen (Nichtproduzenten) handelt, 
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b) 370 kg Kleie pro Jahr und Pferd oder Ochs, welche Eigentum 
von versorgungsberechtigten Nichtproduzenten sind. 


Überdies ist der Produzent berechtigt, für den Verbrauch in der 
eigenen Wirtschaft als Futter für das lebende Inventar zu behalten: 


a) das Hintergetreide; beim Reinigen können jedoch nicht mehr,- als 
5%, des erdroschenen Getreides als Hintergetreide verbleiben. 


b) Die beim Vermahlen des für die Ernährung des Produzenten und 
seiner im gemeinsamen Haushalt lebenden Angehörigen bestimmten Getrei- 
des verbleibende Kleie. ; 


c) Schliesslich gebührt dem Produzenten von der P. G. Z Kleie im 
Verhältnisse von 3 kg pro 100 kg gelieferten Roggen, Weizen, oder Gerste. 


§ 3. Saatgetreide. 


Als Höchstausmass des für Yaatzwecke bestimmten Getreides (§ 3 
der Vdg. vom 3. VIII. 1917) werden 100 kg pro Morgen obne Rücksicht 
auf die Getreideart bestimmt. Das für Saatzwecke belassene, bezw. ge- 
kaufte. Getreide, welches für diesen Zweck nicht verwendet wurde, unterliegt 
der Beschlagnahme uud ist als Überschuss an die PGZ. zu verkaufen. 


Landwirte, welche das nötige Saatgetreide nicht besitzen, haben 
bei den zuständigen Kreis-bzw. Gemeindekommissionen um Erteilung einer 
entsprechenden Bestätigung anzusprechen, auf Grund deren, sie das Saat- 
gut bei der PGZ. einkaufen können. Die Zentrale kann das Getreide di- 
rekt aus ihren Magazinen liefern oder nach Erhalt des Kaufpreises eine 
Anweisung auf direkte Lebernahme bei einem bestimmten Produzenten 
ausstellen. 


Die Landwirte dürfen auch das ihnen belassene Saatgut gegen an- 
deres derselben oder einer anderen Gattung bei der PGZ, oder mit deren 
Bewilligung bei einem anderen. Produzenten umtauschen. 


Bei Lieferungen von Saatgetreide gebührt den Produzenten ausser 
dem normalen Preis ein Zuschlag u. zw: 


a) für gewöhnliches Saatgetreide, welches durch sorgfältige Reini- 
gung normaler Marktware hergestellt wurde K 2 pro 100 kg. 


b) für Absaaten origineller Zuchtgattungen oder für qualfiziertes Saat- 
gut, in beiden Fällen auf Grund eines Atestes der betreffenden landw. 
Gesellschaft K 8 pro 100 kg. 


Bei der Lieferung von Getreide an die PGZ. kann der Produzent 
die Bezahlung des obigen Zuschlages nur dann fordern, falls die PGZ. 
die Lieferung von Saatgetreide verlangt. 

8 4. Preise, Festsetzung der zur Ablieferung bestimmten Getreidemen- 
gen und der Ablieferungstermine, Kreis - und Gemeindekommissionen. 


Die in $ 6 der Vdg. vom 3. Juli 1917 normierten Grundpreise 
werden gezahlt: 


GR Er E FE E 
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a) Den Grossgrundbesitzern, d. h. Besitzern einer Fläche von über 
100 Morgen, für die ersten von jedem mit Getreide angebauten Morgen 
gelieferten 150 kg Getreide. 

b) den Kleingrundbesitzern, d. h. Besitzern einer Fläche von 4 — 100 
Morgen für die ersten von jedem mit Getreide angebauten Morgen gelie- 
ferten 100 kg Getreide. 


Die Besitzer von Zwergwirtschaften (Flächen unter 4 Morgen) sind 
von der Lieferungspflicht von. Getreide zu den Grundpreisen befreit. 


Für sämmtliche Getreidemengen, welche nach Durchführung obiger 
ersten Lieferung, bei: welcher der Grundpreis in Kraft bleibt, erfolgen, 
wird der Liefernde ausser dem in $ 6 obzitierter Vdg. normierten Preise 
einen Zuschlag in der Höhe von 10 K. pro 100 kg erhalten. 


Für die Getreideablieferung werden nachstehende Termine festgesetzt: 
Von jedem mit Getreide angebauten Morgen hat abzuliefern: 


der Grossgrundbesitzer: der Kleingrundbesitzer: 
bis 15/X 1917 Kë" : ; 4 
bis 1/1 1918 and i : LG 
Ia EE CA Ed . den gauzeu 
bis 1/V 1918 den ganzen ` nach "Deokung des Kigenbedärfes 
nach Deckung des Eigenbedarfes verbleibenden Ueberschuss. 


verbleibenden Überschuss. 


Die Bestimmung der Getreidemengen, welche der Produzent für ei- 
genen Bedarf behalten darf, sowie der für Ablieferung bestimmten Mengen, 
ist Aufgabe der Kreis - bezw. (semeindekommissionen. Insbesonders wird 
diese Aufgabe bezüglich der Grossgrundbesitzer durch die Kreiskommissio- 
nen bezüglich der Kleingrundbesitzer durch die Gemeindekommissionen 
durchgeführt. j 


Die Kreis- bezw. Gemeindekommission hat das Recht, auf ihre Ver- 
sammlungen Produzenten einzuberufen und von denselben Auskünfte im 
Sinne des$4 der Vdg. vom 3, Juli 1917 zu verlangen. 


Die Kommission ist auch berechtigt, die Wirtschaften der einzelneu 
Produzenten korporativ oder durch hiezu delegierte Mitglieder zu besichti- 
gen, um die nötigen Daten an Ort und Stelle zu sammeln. Die Kommis- 
sionen haben schliesslich das Recht, sämmtliche durch das Kreiskommando 
gesammelten statistischen Daten zu benützen, 


Den Kommissionsmitgiedern gebührt während der Zeit der Arbeit 
bei der Anfertigung der Getreidepässe ($ 5) für jeden vollen Arbeitstag 
eine tägliche Diät in der Höhe von K 6. - ‚den Mitgliedern der Kreiskom- 
missionen überdies die Rückerstattung der Reiseauslagen. 


Die Kommission hat überdies das Recht, nach Massgabe des Be- 
darfes Funktionäre zur Durchführung der Kanzleiarbeiten gegen Entgeld 
aufzunehmen. 

Die mit der Tätigkeit der Kommissionen verbundenen Kosten trägt 

die L&W. R. 
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Die Artı der Amtshandlung der Kommissionen wird ausführlich in 
einer vom Exekutivausschusse des LWR. herausgegebenen Instruktion ge- 
regelt. 


8 5. Getreidepass. 


Auf Grund der gesammelten Daten setzt die Kommission fest: 


a) die allgemeine Anbaufläche der betreffenden Wirtsehaft, die all- 
gemeine Zahl der Personen und dea lebenden Inventars, welches der be- 
treffenden Wirtschaft angehört, sowie die allgemeine Menge des produzier- 
ten Getreides, 


b) die zur Deckung des eigenen Bedarfes bestimmten Getreidemengen 
laut den in E 1—-3 angegebenen Normen, 


c) denjenigen Teil obiger Menge, welche vermahlen werden darf. 


Anmerkung. In dem Getreidepasse, welchen der Produzent erhält, wird ` 
als für die Vermahlung bestimmt, nur diejenigen Menge ein- 
getragen, welche auf den Produzenten, dessen Familie und 
der im gemeinsamen Haushalte lebenden Angehörigen ent- 
fällt. Dagegen werden diejenigen Getreidemengen, welche zur 
Vermablung für die Dienerschaft des Produzenten bestimmt 
sind, die einen Teil ihres Gehaltes in Form von Getreide 
erhält,-separat jedem einzelnen Diener in sein Verbrauchs- 
Kontrollbuch eingetragen. Diejenige Getreidemenge, welche 
der Produzent für die Lieferung an die P.G.Z. verfügbar haben 
wird, denjenigen Teil obiger Menge, für welche nur der im 
$ 6 der Vdg. vom 3. Juli 1917 normierte Grundpreis gebührt, 
die Termine innerhalb deren die Ablieferung der in Pkt d) 
und e) erwähnten Getreidemengen erfolgen soll, sowie das 
Übernahmsmagazin, bezw. die Bahnstation an die der Produ- 
zent dag Getreide abzuliefern bat; 


Alle diese Daten werden von der Kommission in den (Getreidepass 
eingetragen. i 

Die Kommission stellt auch fär die am flachen Lande lebende grandbesitz- 
lose Bevölkerung sowie fär die Dienerschaft, welche einen Teil ihres Gehaltes in 
Form von Getreide bezieht, Verbrauchskontrollbücher aus, und trägt in dieselben 
diejenigen Getreidemengen ein, zu deren Bezug der Besitzer des Passes berech- 
tigt ist, und zwar unter Angabe der Bezugsqaelle (Magazin der P. G. Z. oder 
Speicher des Brotgebers). 

Der Getreidepass wird dem Produzenten (Bezw. der zum Besitze eines 
Getreidepasses verpflichteten Person) ausgefolgt. 

Gegen .eine im Getreidepasse getroffene Entseheidang kann sich der Proda- 
zent an eine, auf Grand besonderer Verfügungen zu bildende Kommission berufen. 

Der Rekars hat fär die Durehfährung der im Getreidepasse vorgeschric- 
benen Ablieferungen keine aufschiebende Wirkung. à 

Sämmtliche im Passe enthaltenen Daten werden von der Kommission in 
einen besonderen allgemeinen Ausweis eingetragen, welcher sofort nach Zusammen- 


” 
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stellung für jede einzelne Ortschaft (Meierhof, Dorf oder Ansiedlung) in Abschrift 
der Kreisfiliale der PGZ. eingesandt wird. Von der Kommission wird auch ein be- 
sonderer Ausweis der Grandbesitzlosen, zum Bezuge von Getreide aus den Maga- 
zinen der PGZ. berechtigten Bevölkerung zusammengestellt. Der Leiter der Filiale 
verteilt die Auszäge aus obigen Ausweisen, oder deren Abschriften, anter die 
einzelnen Vertreter der PGZ., welche in den einzelnen Distrikten des Kreises die 
Übernahme darehzuführen haben. 


> § 6. Übernahme des Getreides. Vertreter der P. G. Z. 
Übernahmsbestätigungen. 


D 


Zur Übernahme des Getreides sind ausschliesslich die Vertreter der PGZ. 
berechtigt. Za Vertretern können Beamte der PGZ, landwirtschaftliche Vereine, 
Handels- Organisationen, Mühlen u. s. w ernannt werden. 

Die Vertreter ernennt die Direktion der PGZ. oder aueh über deren Er- 
mächtigang der Leiter der Kreisfiliale. Dieselben erhalten entsprechende Legiti- 
mationen welehe eine Stampiglie der PGZ. and die Unterschrift des Direktors, 
bezw. des Kreisfilial- Leiters sowie eine Photographie and eine Unterschrift des 
Legitimations- Inhabers erhalten müssen. Ausserdem mässen in der Legitimation 
die Produkte, za deren Einkaufe die Legitimation berechtigt sowie der Bereich, 
für den die Berechtigang gilt, angegeben werden. 

Jeder Vertreter der PGZ. hat sich vor Beginn seiner Tätigkeit beim zu- 
ständigen Kreiskommnndo za melden und seine Legitimation zar Bestättigang 
vorzulegen, 

Bei der Ablieferung des Getreides hat der Vertreter dem Einlieferer die 
Übernahme im Getreidepass za bestättigen und die Einlieferung gleichzeitig In dem 
bei ihm befindlichen Ausweis einzutragen. In den Getreidepass, bezw. in den Ein- 
lieferungsausweis werden vom Vertreter der PGZ. auch diejenigen Getreidemen- 
gen eingetragen, welehe Ober Weisung der PGZ. direkt durch den Produzenten 
ausgegeben werden ($ 3 14 e 15. b.) 


8 7. Ablieferung Vorspänne. 


Der Produzent ist verpflichtet, die Ablieferung grundsätzlich bis zur Über- 
nahmsstelle mit eigenen Fuhrwerken durchzuführen. Falls die Übernahmsstelle 
über 7 km vom Prodaktionsorte entfernt ist, gebährt dem Produzenten für jeden 
weiteren km. eine Vergütung für die Zufahr von 30 h. per 100 kg. 

Anmerkung: Als Grundlage zur Berechnung der Entiernang wird beim Gross- 
grandbesitz der Speicher, beim Kleingrundbesitz die Mitte des betref- 
fenden Dorfes ohne Rücksicht auf den Wohnort des betreffenden 
Produzenten angenommen. Entfernungen unter einem halben km wer- 
den nieht berücksichtigt, über 1/2 km als ganzer km berechnet. In 
jedem Übernahmsmagazin soll sieh ein vom Kreiskommando bestä- 
tigter Ausweis der Entfernungen einzelner Ortschaften des betreffen- 
den Bereiches vom Magazin und von der Bahnstation befinden. 

Falls der Prodazent nicht in der Lage ist, die Ablieferung mit eigenen 

Vorspännen innerhalb der vorgeschriebenen Termine durchzafähren, dann hat er 
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dies rechtzeitig der Kommission, die ihm den Getreidepass ausgefolgt hat anza- 
melden. Die Kommission wird sich an das Kreiskommändo um Beistellang der 
nötigen Zahl von Vorspännen im Zwängswege wenden. 

Für Vorspänne bei den Getreide- Ablieferangen gebührt pro 100 kg und 
1 km eine Vergütung von 30 h. Diese Vergätung wird vom Übernahmsmagazin 
ausgezahlt, wobei, falls die Lieferung nicht durch Vorspänne des Produzenten 
erfolgt ist, demselben bei der Bezahlang für das gelieferte Getreide die Ablieferungs- 
kosten Tür diejenige Entfernung in Abzug gebracht werden, auf die der Produ- 
zent das Getreide anentgeltlich abzaliefern hatte (1. Absatz dieses §). 

Wegen Beistellang von Vorspännen zar Ablieferung des Getreide? aus den 
Übernahmsmagazinen in die Bahnstationen bezw. die Magazine des Kreiskom- 
mandos, hat der betreffende Vertreter der PGZ. sich an das Kreiskommando zu 
wenden, welches die Beistellung der nötigen Vorspänne gegen die vorstehend nor- 
mierte Vergätung anordnen wird. Die Vergütung wird von der PGZ. bezahlt. 


8 8. Legitimationen bei Fuhrentransport, 


Als Legitimation bei Fauhrentransporten von Getreide oder Mahlprodakten 
dient bei der Einlieferäng in das Übernahmsmagazin oder beim Transport von 
Getreide, welehes zar Vermahlung für den eigenen Bedarf des Produzenten be- 
stimmt ist, der Getreidepass, In allen übrigen Fällen kann der Transport nur auf 
Grund: einer, vom Vertreter der PGZ. ausgestellten Bestätigung erfolgen. (§ 3, 
14 €. 15 b,). 


- § 9. Bahn- und Schifftransport im Bereiche des MGG. 


Der Bahntransport von Getreide, und Mahlprodakten, welehe von der 
PGZ versandt werden, kann nur auf Grand von nummerierten, mit Stam- 
piglie and Unterschrift des Direktors der PGZ. versehenen Frachtbrieien erfolgen. 
Militärtransporte werden auf Grund von Militär- Fraehtbriefen aufgege- 
ben, welche das MGG aasstellt. 
-Der Sehifftransport erfolgt aaf Grund von Transportlegitimationen, die 
die Direktion der PGZ. ausstellt und die mit einer Stampiglie und Unterschrift des 
Direktors versehen sind. 


§ 10. Verteilung des Getreides und der Mahlprodukte. 


Die Verteiläng des von der-PGZ. aufgebrachten Getreides sowie der Mahl- 
prodakten erfolgt aaf Grand eines vom Exekativaasschass des LWR. aufgestellten 
und vom MGG. genehmigten Verteilangsplanes 

Mit Ausnahme des für Saatzwecke oder für die Verarbeitang zu Indastrie- 
Zwecken bestimmten Getreides, sowie derjenigen Mengen von Getreide, deren 
Lieferang in anvermahlenem Zustande von der Militärverwältung verlangt wird, 
soll grandsätzlich alles Getreide in eigener Regie der PGZ, vermahlen und den 
Übernehmers in Form von Mehl and Grütze, bezw. Kleie geliefert werden. 


$ 11. Vermahlungs- Normen und Mahllöhne. 


Bei der Vermahlang von Weizen oder Roggen müssen aus 100 kg Ge- 


treide zumindest 80 kg Mehl erzeugt werden und bei der Vermahlung von Gerste 
zumindest 68 kg Mehl oder Grätze. Fär die ren dürfen höchstens 4°), 
des Getreides gerechnet werden. 

Ersparnisse, an den bewilligten 4°/, für et welehe bei Einhaltung 
der sonst bestehenden Vorschriften erzielt warden, sind Eigentam der Mühle, 
dürfen jedoch nur an die PGZ. verkauft werden. 

Für die Vermahlung von 100 kg Getreide wird eine Vergütung von K o 
bei der Erzeugung von Feinmehl K 4. bei der Erzeagang von Sehrotmehl, K 8. 
bei der Erzeugung von Grütze festgesetzt. Von dieser Vergätang erhält der Mül- 
ler jedoch nar K 5. bei Feinmchl, ‚K 3'50 bei Sehrotmehl, und K 7. bei Grütze. 
Die restliche 1 K. bei Feinmehl und Grütze bezw. 50 Heller bei Schrotmehl sind 
für den Dispositionsfond des LWR. bestimmt, der für Entschädigung der gesperr- 
ten Mühlen verwendet wird. Die für diesen Zweck nicht verbrauchten Geldsummen 
werden zwischen die arbeitenden Mühlen in Verhältnis zar vermahlenen Getreide- 
mengen verteilt 


$12 Mühlen. 


Die Bewilligung zum Betriebe von Mühlen werden vom Kreiskommando 
über Antrag des Exekutivausschasses des LWR. erteilt. Zwecks Erlangang einer 
solehen Bewilligung haben sieh die Mühlenbesitzer schriftlieh beim Kreisfilial- 
Leiter der PGZ. anter Angabe der genauen Adresse, der Betriebskrait der Mühle, 
der Anzahl der Steine bezw. Walzen, sowie der tägliehen normalen Leistungs- 
fähigkeit zu melden. Der Filialleiter wird diese Gesuche mit entsprechenden An- 
merkungen dem Exekutivaassehasse des LWR. im Wege der Direktion der PGZ. 
zur Entscheidung vorlegen. 

Mühlen, welehe die Betriebsbewilligung erhalten, werden geteilt, in 

a). Produzentenmühlen, die zur Vermahlang desjenigen Getreides bestimmt 
sind, welehe die Prodazenten für ihren eigenen, sowie für. den Bedarf der An- 
gehörigen und des Gesindes behalten dürfen, sowie desjenigen Getreides, za dessen 
Vermahlang die grundbesitzlosen Dorfeinwohner die Bewilligung erhalten (14 ce). 

Jede Produzentenmühle ist verpflichtet, ein Tagebuch zu führen, in dem der 
Name, der Wohnort des Getreidebesitzers, die Nummer seines (etreidepasses (Ver- 
brauchskontrollbuches), die Menge und Gattung des Getreides, sowie der hieraus er- 
zeugten Mahlprodukten und der Tag der Ausfolgung eingetragen wird. 

Die Vermahlung ist nur gegen Vorweisung des. Getreidepasses (Verbrauchs- 
kontrollbuches) statthaft. In demselben wird die Menge und Gattung des vermahlenen 
Getreides und der Tag der Ausfolgung der erzeugten Mahlprodukte eingetragen. 

b). Kontingentmühlen, welche für die Vermahlung des durch die PGZ. auf- 
gebrachten Getreides bestimmt sind. Solche Mühlen können event. auch in der Eigen- 
schaft von Vertretern der PGZ. wirken und das Getreide entweder gegen eine feste 
Entlohnung per q vermahlen oder auch das Getreide kaufen und das Mehl zu bestimm- 
ten Preisen verkaufen. 

Die Kontingentmühlen haben genaue tägliche Vormerkungen in den Büchern 
zu führen, aus denen der Ein- und Ausgang. sowie die Gattung des Getreides, bezw. 
der Mahlprodukte, sowie deren jederzeitiger Vorrat ersichtlich sein muss. 
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Mühlen, welche als Vertreter der PGZ. wirken, sind verpflichtet, überdies die 
für solche Vertreter vorgeschriebenen Bücher zu führen. Die PGZ. hat das 
Recht, ständig oder vorübergehend sowohl in den Produzenten- wie auch in den Kon- 
tingentmühlen ihre Beamten aufzustellen und sie mit der Kontrolle dieser Mühlen in 
jeder Hinsicht zu betrauen, insbesondere ihnen die Führung der Bücher und die Ein- 
tragung der betreffenden Daten in die Getreidepässe zu ES 


$ 13. Deckung des Bedarfes der Heeresverwaltung. 


Das laut Verteilungsplan § 10 für die Deckung des Heeresbedarfes bestimmte. 


Getreide bezw. solche Mahlprodukte werden von der PGZ. durch den landw. Referen- 
ten des Kreiskommandos bezw. durch seine Hilfsorgane übernommen. 


8 14. Versorgung der nichtlandwirtschaftlichen Bevölkerung. 


Die Verteilung des Getreides bezw. der Mahlprodukten, welche zur Deckung 
des Bedarfes der versorgungsberechtigten Bevölkerung (Nichtproduzenten) bestimmt 
werden kann erfolgen: 


a) Durch Lieferung von Getreide und Mahlprodukten an die Approvisionie- 
rungskomitees, 


b) durch unmittelbaren Verkauf an die Konsumenten in Läden und Magazi- 
nen der PGZ. 


c) durch Erteilung von Bewilligungen an die Versorgungsberechtigten zur 
Übernahme des bei der Filiale der PGZ. bezahlten Getreides direkt bei den Produzen- 
ten und deren Vermahlung in den Produzentenmühlen. Letzterer Vorgang ist nur bei 
der am Lande wohnenden versorgungsberechtigten Bevölkerung statthaft. 


8 15. Verarbeitung des Getreides zu Industriezwecken. 


EN 


Die Verarbeitung von Getreide zu Industriezwecken ist nur gegen eine schrift- 


liche vom MGG. dem betreffenden Betrieb erteilte Bewilligung statthaft. 


Sollte die Absicht bestehen, einzelne Getreide verarbeitende Industriezweige 
in Betrieb zu setzen, so werden durch rechtzeitige Verlautbarung die Unternehmer 
aufgefordert werden, diesbezügliche Eingaben vorzulegen. > lange dies nicht erfolgt, 
ist das Einsenden diesbeztiglicher Gesuche zwecklos. 


Die Lieferung des für die Verarbeitung zu Industriezwecken bestimmten Ge- 
treides ist Aufgabe der PGZ. 


Dieselbe kann: 
a) Das Getreide aus eigenen Magazinen liefern oder 


b) die Bewilligung erteilen, das bei ihr gezahlte Getreide direkt bei den Pro- 
duzenten zu übernehmen. 


§ 16 Verkaufspreise von Getreide und Mahlprodukten. 


Preise, zu denen die PGZ. das Getreide und die Mahlprodukten zu Verkaufen 
hat, werden durch eine besondere Verfügung des MGG. bestimmt, welche auf Grund 
eines Beschlusses des LWR. mit Beräcksichtigung der von der Direktion der PGZ. 
vorgelegten Preiskalkulation ergehen wird. 


§ 17. Kontrollmassnahmen. 


Mit der Überwachung der Ausführung aller obigen Anordnungen, insbesondere 
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mit der Beaufsichtigung der Tätigkeit der Kreisfilialen der PGZ. und der Kreis- 
und Gemeindekommissionen wird das Kreiskommando den landw. Referenten und die 
ihm zugewiesenen Hilfsorgane Weieen eneen betrauen. Insbesondere ist es 
deren Aufgabe: 


a) die Unterstützung und Kontrolle der Arbeiten der Kreis- und Gemeinde- 
kommissionen bei den Erhebungen über die mit einzelnen Pflanzen angebaute Fläche, 
bei der Schätzung der Erträge, bei der Berechnung von Produktenmengen, welche der 
Produzent für die Deckung des eigenen Bedarfes zu behalten berechtigt ist, bei der 
Ausstellung der Getreidepässe, bei der Erteilung von Bewilligungen, die zur Übernahme 
des Getreides berechtigten (8 3, 14 c., 15, b. u. s. w.) u. s. w. 


b) die Unterstützung und Kontrolle in jeder Hinsicht der kommerziellen und 
Handels- Tätigkeit der betreffenden Filiale der PGZ. insbesondere die Unterstützung 
der Ablieferung von aufgebrachten Produkten per Wagen, Bahn oder Schiff, die Kon- 
trolle der V'ermahlung und der Verteilung der aufgebrachten Produkte, 


c) die Kontrolle der Produzenten beztiglich der Richtigkeit der den Kommis- 
sionen gemachten Angaben, wie auch bezüglich der Durchführung der Ablieferungs- 


,pflichten gegen über der PGZ. Die Anwendung der erforderlichen Zwangsmittel im 


Bedarfsfalle im Einvernehmen mit dem Filialleiter der PGZ. und der Kreis- bezw. 
Gemeindekommissionen (§ 18). 


Zur Durchfährung dieser Aufgaben steht dem landw. Referenten bezw. den 
durch ihn hiezu bestimmten Hilfskräften das Recht zu: 


a) an den Sitzungen und an der Amtstätigkeit der Kreis- bezw. Gemeinde- 
kommissionen teilzunehmen, 

b) in die Bücher und Vormerkungen der Vertreter der PGZ, der Mühlen, der 
Produzenten und der Approvisionierungs- Komitees, wie auch der Getreide- bezw. Mehl- 
verkaufenden Geschäfte Einsicht zu nehmen. 

c) die Magazine und Lagerorte der PGZ., die Wirtschaftsgebäude der Produ- 
zenten sowie Geschäftsräumlichkeiten in welchen Getreide bezw. Mahlprodukte ver- 
kauft werden zu kontrollieren. 


8 18. Zwangsmittel. 


Weigert sich der Produzent, das Getreide abzuliefern, oder liefert er dasselbe 
nicht in dem im Getreidepass vorgeschriebenen Termine ab (mit Berücksichtigung des 
Abs. III. $ 7), dann hat der Vertreter der PGZ., dem der Verkauf im betreffenden 
Bereiche übertragen wurde, dies dem Filialleiter anzumelden, welcher sich an das zu- 
ständige Kreiskommando um Anordnung von Zwangsmitteln wenden wird. 

„Für das im Zwangswege eingelieferte Getreide hat die PGZ. jedenfalls den 
vollen Übernahmspreis zu bezahlen. Von diesem Preise gebührt jedoch dem Produ- 
zenten grundsätzlich nur die Hälfte. Bezüglich der zweiten Hälfte wird das Kreiskom- 
mando verftigen, ob: 


a) dieselbe auch dem Produzenten zu bezahlen ist, oder 


b) teilweise oder gänzlich für verfallen erklärt und für Zwecke der Ernährung 
der armen Bevölkerung verwendet werden soll. 

Die Verfügung ad a) wird das Kreiskommando in denjenigen Fällen treffen, in 
welchen die Nichtablieferung ‘nicht durch bösen Willen, des Produzenten, sondern nur 
durch den Mangel an nötigen Hilfsmitteln verursacht war 

Die Verfügungen ad b.) in jenen Fällen, in denen ger böse Wille des Produ- 
zenten nachgewiesen wurde. 


Dem Produzenten steht das Recht zu, von der Verfügung des Kreiskomman-' 


dos einen Rekurs an das MGG. vorzubringen. Der Rekurs ist im Wege der betreffen- 
den Kreis- bezw. Gemeindekommission einzureichen, welche ihn mit entsprechenden 


Bemerkungen an das MGG. weiter leiten wird. 


§ 19. Belehrung über Strafmassnahmen. 


Den in $ 10 der Vdg. vom 3. Juli 1917 Vd, Bl. Na 59 vorgesehenen Strafen 


unterliegt insbesondere: 


1) wer Vorräte an (Getreide oder Mahlprodukten, die sich in seinem Besitz 
oder in seiner Verwahrung befinden, vorsätzlich versteckt oder verheimlicht, bezw. 
beschädigt, vernichtet, beiseite schafft, oder ohne Bewilligung verarbeitet, Vermahlt, 
verbraucht, verfüttert, kauft oder verkauft, 


2) wer für Saatzwecke belassenes bezw. zu diesem Zwecke gekauftes Getreide 
vorsätzlich für andere Zwecke verwendet, 


3) wer Vorräte von Getreide oder Mahlprodukten von Personen, kauft, die zum 
Verkaufe nicht berechtigt sind oder sie kauft, ohne selbst hiezu die Befugnis zu besitzen, 


4) Der Vertreter der PGZ., der bei dem Kaufe bezw. Verkaufe von Getreide- 
und Mahlprodukten die ihm durch Verfügungen und Anordnungen der Behörden vor- 
geschriebenen Bestimmungen übertritt, 


5) der Müller oder der von der PGZ. aufgestellte Mühlenaufseher, der die für 


ihn geltenden Bestimmungen nicht einhält. 


Unter strenge Strafmassnahmen fallen Übertretungen, des $ 2 der Vdg. vom 
2l. Februar 1917 Vdg. Bl. Na 29 betreffend Strafmassnahmen gegen Preistreiberei und 
Verletzung von Lieferungspflichten. 


Die diesbezügliche Strafbestimmung lautet: 


-Wer Vorräte, die nicht zur Ernährung des eigenen Hausstandes als Saatgut, 
Viehfutter oder zur Fortführung der eigenen landw. oder gewerblichen Betriebe not- 
wendig sind (§ 5 Vdg. Bl. Kol des AOK. vom 11. Juni 1916 betreffend die Verwer- 
tung der Ernte) bei Verletzung einer Anzeige - oder Auskunftspflicht verheimlicht oder 
der Beschlagnahme oder Ablieferung entzieht, begeht ein Verbrechen und wird mit 
Kerker bis zu 2 Jahren bestraft. ` 


Neben der Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu 20.000 K verhängt 
werden. 

Gegenstände, durch deren Kauf oder Verkauf obige Verfügungen verletzt wur- 
den, sowie der Kaufpreis hiefür, unterliegen im Sinne des $ 11 der Vdg. vom Il. Juni 
1916 Vdg. Bl. Na 6l dem Verfalle und werden vom Kreiskommando für Zwecke der 
Ernährung der Bevölkerung verwendet. 
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Beschlagnahme von Heu. 


(M. G G Vdg. W. S. Na 77175 vom 13/6 1917). 


Auf Grund der Vdg. vom 11/6 1916 Sol Vdg. Bl betreffend die Verwertung 
der Ernte, sowie in Durchführung der Verordnungen vom 23/VI 1917 N 53 Vdg. Bl 
betreffend den Landwirtschaftsrat wird verordnet, wie folgt: 


$ 1. Beschlagnahme. 


Die gesamte Ernte des Jahres 1917 an Heu ist zu Gunsten der M. V Polens 
beschlagnahmt. 
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Unter Heu sind alle in dem k nk öst-ung. Okkupationsgebiet vorkom- 
menden Heuarten und zwar Wiesenheu aus der ersten Maht der Fechsung 1917, 
Grummot, Kleeheu aller Arten, Luzerne, Seradella, Esparsette und Hischlingsheu, so- 
wie der Abfall dieser Heuarten (Heublumen) zu verstehen. 


g 2. 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, dass die beschlagnahmten Produkte 
weder verarbeitet, verbraucht, verfüttert, noch freiwillig oder zwangsweise veräuser- 
werden dürfen, soferne nicht in die er Verordnung oder durch besondere Vorschrif- 
ten andere Anordnungen getroffen werden. 


Rechtsgeschäfte die gegen dieses Verbot verstossen, sind nichtig. 


Das gilt auch von de vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung abgeschlost 
senen Kauf- und Lieferungsverträgen, soweit sie noch nicht erfüllt sind. 


8 3. 


Von der Beschlagnahme sind ausgenommen die zur Erhaltung des Pferde-und 
Viehstandes des Produzenten, seiner Angestellten und des Gesindes erforderlichen 
Mengen unter Einhaltung der durch besondere Verfügungen normierten Verbrauchs- 
quote. 


S 4. 


í Die Versorgung der Pferde- und Viehbesitzer, die nicht Landwirte sind, be- 
ziehungsweise welche ihren auf Grund der Verbrauchsnormen festgestellten Bedarf 
mit eigener Produktion nicht decken können, wird durch besondere Verfügung gere- 
gelt werden 


$ 5. Übernahme. 


Zur Uebernahme der zufolge $ 1 beschlagnahmten Produkte ist für den Be- 
reich des M. G. G. mit Ausnahme der Kreise: Chelm, Hrubieszów und Tomaszów die 
polnische Futterzentrale P. F. Z. in Lublin, resp. deren Kreisfilialen und Beauftrag- 
ten berechtigt. | 


Der Besitzer der beschlagnahmten Ware ist verpflichtet, seine Vorräte der 
P. F. Z. oder deren Beauftragten zu dem festgesetzten Uebernahmspreis zu verkaufen. 

Die P. F. Z. ist verpflichtet, die beschlagnahmten Produkte, soferne sie sich 
in gebrauchsfähigem Zustände befinden, anzukaufen. 


Die Art der Uebernahme in den Kreisen Chełm, Hrubieszów und Tomaszów 
wird durch besondere Verfügungen geregelt werden. 


§ 6. Anzeigepflicht. 


Die beschlagnahmten Mengen haben die Grossgrundbesitzer direkt, die Klein- 
grundbesitzer im Wege der Gemeindevorstehung zur Ablieferung bei der P. F. Z. 
(Kreisfiliale), resp vor Beginn der Tätigkeit dieser, beim zuständigen Kreiskommando 
(L A) ordnungsgemäss bis spätestens 31. Oktober 1917 anzumelden. 


Die Anmeldung muss enthalten: 
L Ortschaft und Gemeinde, 


2. Eigentümer, 
3 Gattung und Menge, 
4. Lagerungsort, 


5. Unterschrift des Verfügungsberechtigten und des Ortschaft- oder Gemein- 
devorstehers, dass die Angaben auf Richtigkeit beruhen. 


` 


Die P. F. Z. wird bis spätestens 31. November 1917 eine Anmeldungsbestä- 
tigung dem Betreffenden ausstellen und übersenden. 


§ 7. Übernahmspreis. 


Die von P. F. Z. fr die beschlagnahmten Produkte zu zahlenden Uebernahms- 
preise werden mit ` 
K 12,—für Heu ungepresst, 
K 15,— „ Kleeheu ungepresst, 
K 14,— „ Heu gepresst, 
K 17,— „ Kleeheu gepresst 
festgesetzt. 


Unter Kleeheu versteht man sämtliche Arten von Kleeheu, Luzerne, Espar- 
sette und Seradella, unter Heu restliche Heuarten wie auch die Heublumen 


Die Preise verstehen sich loco Produktionsort, mit dem Vorbehalt, dass in- 
nerhalb eines Radius bis 3 km Produzenten verpflichtet sind, Heu mit eigenen Fuhr- 
werken ohne Vergütung zu Press- resp. Uebernahmsstellen der P F. Z. zuzuführen 
Nur bei erhobener Unmöglichkeit, dies mit eigenen Fuhrwerken zu bewirken, oder 
bei Verweigerung seitens des Produzenten hat die Gemeinde dieselben gegen Ver- 
gütung von 30 Heller per 1 q und einem km. beizustellen. Die genannten Zufuhrs- 
kosten werden von dem Preise in Abzug gebracht. 


Die im Sinne $ 5 ordnungsgemäss angemeldeten Mengen werden bei der 
Uebernahme mit 50 Heller pro q prämiert, 


Erfolgt seitens der P. F. Z. die Uebernahme der angemeldeten Produkte 
nicht bis 81. März 1918, so erhält der Besitzer bei der Uebernahme von der P F Z, 
ausser Preis und Prämie einen Lagerungszuschlag von 50 Heller pro q 


$ 8. Zwangsmassnahmen. 


Weigert sich der Besitzer resp. der Verfügungsberechtigte, seine beschlagnahm, 
ten Vorräte an die P. F. Z zu verkaufen, so hat das betreffende Kreiskommando 
über die Verpflichtung zur Abgabe der Vorräte endgiltig zu erkennen und erforder- 
lichenfalls deren zwangsweise Abnahme zu verfügen. Der Betreffende verliert in 
diesem Falle die Berechtigung auf die gemäss $ 7 auszuzahlenden Prämie oder 
Zuschlag 


à § 9. Strafbestimmungen. 


Uebertretungen obiger Vdg oder einer auf Grund d-rselben erl-ssenen Vor- 
schrift werden gem. § 10 der Vdg. vom 11 Juni 1916 Vdg. Bl. Nr 61 betretfend die 
Verwertung der Ernte oder gem. $ 2 der 29 Vdg. vom 2l. Februar 1917 betretfend 
Strafmassnahmen gegen Preistreiberei und Verletzung von Lieferungspflichten bestraft 


"H 1501/Lw. 


§ 10. Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verlautbarung in Kraft 
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Vernichtung von Ackerdisteln. 


Es wurde die Wahrnehmung gemacht, dass die Grundbesitzer in der Regel 
den schädlichen Ackerdisteln kein Augenmerk zuwenden und ruhig abwarten, bis 
Ackerdisteln abgeblüht und Samen verstreut haben. 


Solche Nachlässigkeit erscheint aus Wirtschafisrücksichten für die Allgemein- 
heit schädlich und deswegen ordnet das k. u. k Kreiskommando wie folgt an: 


1. Die Gemeindevorsteher und Soltyse sollen die Grundbesitzer sofort zur 
Vernichtung der auf ihren Feldern befindlichen Ackerdisteln unter Androhung der 
Zwangsmitteln auffordern und ihnen zu diesem Zwecke eine angemessene Frist be- 
stimmen. 

2. Für die Vernichtung der auf den öffentlichen Wegen, Hutweiden und 
Plätzen wachsenden Ackerdisteln ist der Gemeindevorsteher und dir betrefiende Sol- 
tys verantwortlich und soll sofort das Nötige veranlassen. 

3. Die Grundbesitzer, welche dem Auftrage nicht Folge leisten, sind 
durch den Gemeindevorsteher (wójt) bezw, den Feldgend. Postenkumdten mit 
Geldstrafen bis zu 20 Kr. zu ahnden und die Vernichtung von Ackerdisteln auf Ko- 
sten der Säümigen zu veranlassen. | 

4. Die Gemeindevorsteher und Soltyse, welche ihren Pflichten unter 1) u. 2) 
nicht nachkommen, werden vom k. u k. Kreiskommando im Sinne der A. O. K. Vdg. 
v 19/8°1915 V. Bl W 30 bestraft. 

5. Diek uk Feldgendarmerie überwacht die Durchführung dieser An- 
ordnung. 
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Das Sammeln von Wachholderbeeren. 


Die Wachholderbeeren werden zu Industriezwecken verwendet. 


Es bietet sich demnach die Gelegenheit eines sogar für Kinder rentableu Er- 
werbes in den Gemeinden, wo auf Hutweiden an Waldräudern oder im Walde die 
Wachholdersträuche in grösserer Menge auftreten ? 

Als Sammellohn wird das k u. k Kreiskommando fär jeden Meterzentner 
(100 kg ) Wachholderbeeren 20 Kr. auszahlen, 


Es werden die Gemeindevorsteher und Sehultheisen angewiesen, dies bezüglich 
die Jugend in ihren Gemeinden zubelehren, dass sie das Sanmeln von Wachholder- 


Na 15432. 


Na 12969/42. 


beereu gegen obgenannten Sammelloha betreiben kann, 


Zum Sammeln gelangen nur blaue, reife Beeren die an luftigen Orten in der 
Sonne auf Brettern oder Tüchern vollkommen zu trocknen sind, 


122. 


Massnahmen gegen die Winkelschreiber. 


Die Okkupationsbehörden haben die Wahrnehmung gemacht, dass die Zah! 
der Winkelschreiber im hiesigen Kreise von Tag zu Tag immer grösser wird 


Die Winkelschreiber reden der unwissenden Bevölkerung ein, unbegründete 
und somit auch zwecklose Gesuche einzubringen; hiefür lassen sich diese Leute grosse, 


zu der Leistung in keinem Verhältnisse stehende Entlohnungen bezahlen. $ 


Infolge dieses betrügerischen Umtriebes der Winkelschreiber leiden auch die- 
jenigen Personen, welche begründete Gesuche an die Behörden einbringen, weil die 
Erledigung dieser Gesuche zufolge Anhäufung unbegründeter Eingaben eine Verzöge- 
rung erfahren muss, : 

Ich mache nun die Bevölkerung des hiesigen Kreises aufmerksam, dass ich 
die unterstehenden Sicherheitsorgane beauftragt habe, tiher Personen, welche sich 
mit der Winkelschreiberei befassen, eine strenge Kontroile auszuüben. 

Wegen jeden Missbrauches werde ich gegen die schuldigen Winkelschreiber 


gemäss der Verordnung des A. O. K. vom 19/8 1915 V. Bl. Nr. 80 mit aller Strenge 
vorgehen. 
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Festsetzung des Schlachtkontingentes für den Monat 
August 1917. 


Mit Bezugnahme auf die Kundmachung vom 24, November 1916 N 24648 
beziehungsweise vom 29 März 1917 N 6463/25 betreffs Einschränkung des Fleisch- 
verbrauches wird für den Monat August 1917 die zur Schlachtung zulässige Anzahl 
von Tieren wie folgt festgesetzt: 

1) in der Schlachtstätte in Brzeźnica: mit 6 Rindern, 4 Kälbern, 4 Schweinen 
und 4 Schafen, e 

2) in der Schlachtstätte in Działoszyn: mit 8 Rindern, 8 Kälbern, 12 Schwei- 
nen und 12 Schafen 

3) in der Schlachtstätte in Garnek: mit 4 Rindern, 4 Kälbern, 4 Schweinen 
und 4 ‘Schafen 

4) in der Schlachtstätte in Gidle: mit 16 Rindern, 8 Kälbern, 8 Schweinen 
und 8 Schafen. 
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5) in der Schlachtstätte in Kobiele-Wielkie: mit 4 Rindern, 4 Kälbern, 4 
Schweinen und 6 Schafen. 

6) in Schl. chthause in Koniecpol: mit 8 Rindern, 6 Kälbern, 6 Schweinen 
und 6 Schafen 

7) im Schlachthause in Kruszyna: mit l2 Rindern, 6 Kälbern, 12 Schweinen 
und 6 Schafen 

8) im Schlachthause in Noworadomsk: mit 100 Rindern, 20 Kälbern, 80 
Schweinen und 40 Schafen, 

9) im Schlachthause in Przyröw: mit 12 Rindern, 6 Kälbern, 3 Schweinen und 
12 Schafen. 

10) in der Schlachtstätte in Sulmierzyce: mit 6 Rindern, 6 Kälbern, 6 
Schweinen und 10 Schafen 

l1) im Schlachthause in Waucerzöw: mit 20 Rindern, 8 Kälbern, 12 Schweinen 
und 12 Schafen. 


»12) in der Schlachtstätte in Wielgomiyny: mit 4 Rindern, 4 Kälbern, 4 Sch- 
weinen und 4 Schafen 


124. 
Viehschlachtung. 


Im Nachhange zur Kundmachung vom 24. November 1916, Exh. 
NM 24643 gestattete das k. u. k. Kreiskommando die Schlachtung von 
Haustieren aus der Gemeinde Garnek in der Schlachtstäte in Garnek und 
aus der Gemeinde Kobiele Wielkie in der Sehlachtsätte in Kobiele wielkie. 


Infolgedessen ist in der im Amtsblatte vom 9. Dezember 1916 Stück 
X L. VII unter NM 246 verlautbaurten Schlachtordnung für das Schlacht- 
haus in Przyröw im $ 1 die Gemeinde Garnek und in der im Amtsblatt 
vom 31. Dezember 1917 Stück I unter N 267 veröffentlichten Schlacht- 
ordnung für die Schtstätte in Wielgomiyny im $ 1 die Gemeinde Kobiele 
zu streichen. 


Diese Kundmachung ist zu verlautbaren, 
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Schlachtordnung für die Schlachtstätte in Garnek. 


$ 1. Die Schlachtung von Ochsen, Kühen, Stieren, Jungvieh. Käl- 
bern, Schweinen, Schafen und Ziegen aus der Gemeinde Garnek ist nur 
in der Schlachtstätte in Garnek gestattet. 

Die Ss 2 bis $. 13. einschliesslich lauten wie in der Schlachtord- 
nung für das Schlachthaus in Noworadomsk im Amtsblatte vom 9. Dezember 
1916 Stück XLVII. verlautbart wurde. 

Die SS 14. und 15. lauten wie die im obzitierten Amtsblatte ver- 
öffentlichte Scehlachtordnung für das Schlachthaus in Koniecpol. 


H 
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Schlachtordnung für die Schlachtstätte in Kobiele Wielkie. 


$ 1. Die Schlachtung von Ochsen, Kühen, Stieren, Jungvieh, 
Kälbern, Schweinen, Schafen und Ziegen aus der Gemeinde Kobiele Wiel- 
kie ist nur in der Schlachtstätte in Kobiele Wielkie gestattet. 


Die 8$ 2 bis 13‘ -einschliesslich lauten wie in der Sehlachtordnung 
für das Schlachthaus in Noworadomsk, welche Schlachtordnung im Amts- 
blatte vom 9. Dezember 1916 Stück XLVII. verlautbart wnrde. 


Die §§ 14 und 15 lauten wie die im obzitierten Amtsblatte ver- 
öffentlichte Schlachtordnung für das Schlachthaus in Koniecpol. 


127. 


Vorschriften über die Verhütung und Löschung von 
'Waldbränden. 


Nachstehend werden die für das Königreich Polen geltenden Vorschriften 
bezw. Verordnungen, betreffend die Verhütung und Löschung von Waldbränden zur 
Kenntnis gebracht. 


Die Gemeindevorsteher haben der ihnen nach $ 5 der Verordnung vom J. 
1847 obliegenden Pflicht sofort nachzukommen und die Bevölkerung zu belehren, dass 
sie gemäss § 8 der Verordnung vom J. 1808 und § 2 der Verordnung vom J. 1847 
sich an der Löschaktion beteiligen muss. 


Verordnung des Ministers des Innern des Herzogtums Warschau vom 
24..Mai 1808. 


§ 1. Im Walde oder 100 Schritte von ihm entfernt, darf niemand Feuer an- 
machen, oder zur Zeit einer Dürre Pfeife rauchen, oder zur Nachtzeit bei Feuer 
Fische oder Krebse fangen. Hirten und Waldarbeiter dürfen keine Werkzeuge bei sich 
haben, die zur Anlegung von Feuer dienen. 


8 2. Asche und Kohle dürfen nicht im Walddickicht, sondern nur auf einem 
freien, vom Forstbeamten angewiesenen Platze ausgebrannt werden; Personen, die sich 
damit befassen, dürfen sich nicht weiter als 100 Schritte von der Feuerstelle entfernen. 


§ 3. Vom 1. März bis l. November darf niemand im Walde zum Schiessen 
mit Werg oder Papier gestopfte Patronen verwenden. 


8 4. Wer in der Nähe von Staatswaldungen mit Gestränch bewachsene 
Wiesen oder Felder ausroden will, muss davon die Ortsbehörde und den Forstbeam- 
ten in Kenntnis setzen. Solche Rodeländereien dürfen nur bei stillem Wetter, oder 
wenn der Wind vom Walde her weht, in Gegenwart des Forstbeamten ausgebrannt 
werden und müssen mit einem kleinen Graben dabei umgeben werden. Das ausge- 
hende Feuer darf niemals ohne Aufsicht gelassen werden. 


$ 5. Der Brandurheber muss den Schaden, gemäss einer Abschätzung, erset- 
zen. In diese Beziehung sind die Gemeinden für ihre Hirten, die Gutsverwaltungen 
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für ihre Leute und Personen, die sich in Wäldern mit der Bearbeitung der Holzma- 
7 terialien befassen, für ihre Arbeiter verantwortlich. 


§ 8. Bei der ersten Meldung über einen Waldbrand müssen alle Bewohner 
der in einem Umkreis von 1 1/2 Meilen gelegenen benachbarten Ansiedelungen mit 
Spaten, Hacken und Aexten versehen, zum Löschen herbeieilen. 


E II 
TIA D 


H 


E: Verordnung der Regierungskommission für Finanzen vom 7/19 Mai 1847. 


§ 1. Zum Zwecke des Schutzes der Staatswälder vor Bränden darf in den 
Sommermonaten niemand: 


1) in den Wäldern in offenen Pfeifen Tabak rauchen; 


SL. 2) in Wäldern oder in einer Entfernung von weniger als 300 Schritt Feurr an- 
zünden, oder aber ein in grösserer Entfernung angelegtes Feuer verlassen, ehe es ganz 
gelöscht ist; 


3) in Wäldern mit Fackeln oder Fettlampen gehen, reiten oder fahren; 


4) Fische oder Krebse bei Feuer in Gewässern im Innern von Wäldern oder in 
einer Entfernung von weniger als 100 Schritt von denselben fangen; 


5) Hirten und Waldarbeiter dürfen vom l. April bis zum letzten September kei- 
ne Werkzeuge bei sich haben, die zum Anzünden von Feuer dienen; 


"ei 6) vom l. März bis l. November darf niemand zum Schiessen in der Wäldern 
Kë: mit Werg oder Papier. gestopfte Patronen verwenden; 


7) Asche und Kohle dürfen nur an der von der Forstbehörde dazu angewiese- 
nen Stellen ausgebrannt werden, und die sich damit Befassenden dürfen sich von der 
Feuerstelle nicht weiter als 100 Schritte entfernen; 


8) im Walde oder in der Nähe eines Waldes darf kein Feuer zum Verbrennen 
von Reisig, Moos und Gras beim Roden ohne Erlaubnis des Försters angelegt werden. 


Er, í Übertretungen dieser Vorschriften werden nach den geltenden Gesetzen bestraft. 

E iR 8 2. Jeder, der Feuer im Walde bemerkt, ist verplichtet, unverzüglich davon 

BS in der nächsten Ansiedelung Mitteilung zu machen und Hilfe anzusprechen. 

x Die Ortsbehörde dieser Ansiedelungen, soweit sie im Umkreis von 1'/, Meilen 

Er von der Brandstelle gelegen sind, ist verpflichtet, die Bewohner zur Hilfeleitung auf- i 
ez zufordern. Auf diese Aufforderung müssen die Bewohner sofort mit Spaten, Hacken I 
BA oder Aexten versehen, herbeieilen. 

Rz e Auch die Bewohner entlegener Ansiedelungen dürfen die Hilfeleistung nicht 


is verweigern, wofern sie dazu von den Behörden aufgefordert werden. 


§ 3. Die beim Löschen Helfenden müssen sich vollständig an die Anordnun- 
gen der das Löschen leitenden Beamten oder Angestellten der Forstverwaltung halten 
und dürfen sich nicht eigenmächtig von der Brandstelle entfernen. 


Bi 8 5. In jedem Jahre müssen den Bewohnern im Monat April durch die Ge- 
2 |  meindevorsteher oder Bürgermeister die Vorschriften der SS 1 und 2, sowie die Straf- 
SC, bestimmungen zur Kenntnis gebracht werden. Darüber hat die Gouvernementverwal- 
so tung zu wachen. 
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§ 8. Während eines Brandes müssen die Forstbeamten die Löschung des 
Feuers leiten, den zur Hilfleistung Erschienenen die entsprechenden Massnahmen zei- 


gen und über ihre Ausführung wachen. Jeder Schultheiss muss seine Gemeinde da- 
bei beaufsichtigen. 


§ 12. Von jedem Brande, der eine Fläche von einigen Quadratruten bedarf 
oder mehr als 15 kop. Schaden am Holz verursachte, muss die Forstbehörde unver- 
zäglich den Bezirksvorsteher und gleichzeitig die Gouvernementsüerwaltung 'benachrich- 
tigen unter genauer Angabe, wann und wo der Brand erfolgte, was für eine Flüche 
niederbrannte und wie gross der Schaden ist. 


` 


i ’ Gubernialverwaltung des Königreiches Polen ex 1892. 
PFLICHTEN der GEMEINDEVORSTEHER. 


8.216 I Punkt 6: Der Gemeindevorsteher muss: 


5. die vorschriftsmässigen aber. Massnahmen zur Verhütung von Brän- 
den ergreifen; 


6. bei Bränden die EE Anordnungen treffen und SS der 
Polizeibehörde Bericht erstatten. 


- IV. 
Gesetz über die von den Friedensrichtern aufzuerlegenden Strafen (1885). 


8 90. Wegen Herstellung oder Lagerung leicht entzündlicher Materialien an 
vom Feuer gefährdeten Stellen oder aber wegen Herstellung oder Lagerung dieser 


Materialien ohne die entsprechende Vorsicht unterliegen die Schuldigen einer Geld- 
strafe bis zu 25 Rub. 


8 92. Wegen Tabakrauchens in Nadelwaldungen bei heissem oder trockenem 
Wetter werden die Schuldigen einer Geldstrafe bis zu 10 Rub. unterworfen. 


§ 95. Wegen der Übertretung der Vorschriften, betreffend Vorsichtsmassre- 
geln gegen Feuer ausserhalb bewohnter Stätten und zwar: 


a) wegen Anlegens von Feuer oder wegen unvorsichtigen Umgehens mit dem- 
selben in der Nähe von Wäldern, Gebüschen usw. 


b) wegen Verlassens einer Feuerstelle ohne vorherige Auslöschung BR Feuers. 


c) wegen Verbrennens von (eträuch, Gras, Wurzeln, Zweigen usw. ohne Be- 
obachtung der vorhandenen Vorschriften oder zu verbotener Zeit; 


d) wegen Brennens von Teer, Pech, wegen des Brennens von Kohlen und der 
Herstellung von Potasche ohne Beobachtung der diesbezüglich vorhandenen Vorschrif- 
ten oder zu Verbotener Zeit; 


œ) wegen Gebrauches von Werg oder Flachs zu Ladungen beim Schiessen in 
Wäldern unterliegen die Schuldigen einer Geldstrafe bis zu 10 Rub. 


§ 96. Wegen Nichterscheinens zum Löschen eines Brandes mit den entspre- 
chenden Feuerlöschapparaten, wenn dies vorgeschrieben ist, ebenso wegen Nichterschei- 
nens zum Lëschen eines Brandes trotz behördlicher Aufforderung, und wofern nicht 
ein triftiger Grund daran hinderte, oder wegen eigenmächtigen See der Brand- 
stelle unterliegen die Schuldigon einer Geldstrafe bis zu 10 Rub. 


274/139. 
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128. 


Missbrauch von Patenten. 


In der letzten Zeit häufen sich die Fälle, dass Firmen des Hinter- 
landes Patente von Kaufleuten des Okkupationsgebietes vorzeigen um auf 
Grund dessen Ausfuhrbewilligungen zu erlangen. 


Da hiedurch mit Rücksicht auf den Umstand, dass solche Dokumen- 
te auf diese Weise in unbefugte Hände geraten können, event. Missbrauch 
getrieben werden kann, wird verlautbart, dass Patente welche von fremden 
Eigentümern vorgezeigt werden, ohne Berücksiehtigung des Ansuchens ein- 
fach abgenommen und dem zuständigen Kreiskommando behufs Weiterbe- 
handlung übergeben werden. 


129. 
Lederhandel. 


Um den Lederhandel im Kreise Noworadomsk zu regeln wird auf 
Grund der M. G. G. Verordnung R. S. D 63812/17 angeordnet: 


Nachgenannte Kaufleute sind ausschliesslich zum Handel mit Leder 
berechtigt: 

Brauner Israeil, Besser Calel, Besser Chaskiel, Besser Moszek, Blum 
Abraham, Herszman Taube, Lachman Aron, Jakób-Spira Mendel aus Nowo- 
radomsk, Galster Jakób aus Brześnica, Krymałowski Ancel aus Działoszyn, 
Steinman Mordka aus Gidle. Gottfried Kopel aus Janów. : 


Die Genannten haben auf Grund von Einfuhrsbewilligungen seitens 
der Auskunftsstelle Krakau das Leder in den Kreis einzufilhren, worauf das 
Leder, nach Freigabe seitens der Rohstuffzentrale, zum Verkauf gelangen 
wird. 


Die Einfuhrsbewilligungen werden von der Auskunftsstelle in Kra- 
kau erteilt und diese Originaleinfuhrbewilliguugen werden vun der Aus- 
kunfistelle zwecks Vidierung an die Rohstoffzentrale eingesandt und gelan- 
gen erst nach Rückstellung an die Parteien zur Ausgabe. 


Bei Ausfolgung von Einfuhrsbewilligungen für Leder aller Art. wird 
die Partei von der betreffende Auskunftsstelle gleichzeitig schriftlich ange- 
wiesen, das eingeführte Leder dem zuständigen Kreiskommando zwecks 
Veranlassung der Freigabe- Stempelung durch die Lederübernahmsstelle, 
anzumelden und bis zu deren Vornahme in Originalpackung zu belassen. 


Überfuhrsbewilligungen (und zwar Überfuhrscheine) d. i. von Kreis 
zu Kreis, ebenso Freigabescheine, werden nur an Gewerbetreibende, welehe 
einen auf die zu bewegende Ware lautenden Gewerbeschein für das Jahr 
1917 besitzen, auf schriftliches oder mündliches Ansuchen ausschliesslich 
von der Rohstoffzentrale des M. G. G. in Lublin erteilt. Diesbezüglichen 
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schriftlichen Ansuchen ist stets die über den Verkauf der Waren ausge- 
fertigte ordnungsmässige, saldierte Rechnung anzuschliessen, bei mündlichen 
Ansuchen #berdies der Gewerbeschein des Bittstellers im Originale vorzu- 
zeigen. 


130. 


Beschädigung von Telephon- und Telegraphenleitungen. 


In der letzten Zeit sind wiederholt Störungen der T'elephon.-Tele- 
graphenleitungen festgestellt worden. 


Aus diesem Anlasse wird den Gemeinden neuerlich in Erinnerung 
gebracht, dass dieselben für den Bewachungsdienst der Telephon- und Tele- 


Die morschen Pappeln und Weiden, durch deren Brüche (hervorge- 
rufen durch Gewitterstürme) die gedachten Leitungen beschädigt werden 
könnten, sind nach Weisungen des Kreiskommandos umzulegen. 


Für böswillige Beschädigungen- Zerschlagen von Isolatoren seitens 
Kindern und Erwachsenen, Drahtrisse, Beschädigung von Säulen wer- 
den die Täter mit strengen Strafen belegt. l 


Wahrgenommene Schäden (herabhängende Drähte, Säulen- Isolatoren- 
schaden) sind mit aller Beschleunigung dem nächsten Feldgendarmeriepo- 
stenkommando und von diesem der nächsten Telegraphen- bezw Telephon- 
Zentrale zu melden. 


131. 


Versorgungsgenüsse der Zivilarbeiter. 


(Erlass des M. G. G. v. 9/6 1916 N. Na 129076). 


Auf Grund des A. O. K befehles M V. Na 32602/P. v. 21/8 1817 wird ver- 
fügt, bezw. zur Kenntnis gebracht: 


1. Den in oder dnrch den Dienst nachweislich unverschuldet verunglückten 
/ivilarbeitern und zw. sowohl denjenigen, die ausserhalb des k. u k. Okkupationsge 
bietes beim k. u. k. Heere in Verwendung standen, wie auch denen, die im hiesigen 
Okkupationsgebietes, sei es auf Grund eines mit der Militärverwaltung abgeschlosse- 
nen Dienstvertrages, sei es auf Grund der zwangsweisen Heranziehung zur Kriegs- 
dienstleistung als Zivilarbeiter beschäftigt waren, können im Falle gänzlicher Erwerbs- 
unfähigkeits und bei Nachweis der tatsächlichen Hilfsbedürftigkeit nachfolgende 
Versorgungsbeiträge zuerkannt werden: 


a) alleinstehenden Zivilarbeitern eine Krone täglich, 
b) den im Pamilienverbande lebenden Zivilarbeitern 60 h. täglich 


Wenn der betreffende Zivilarbeiter auf Wohnungsmiete angewiesen ist, kann 
ibm noch ein Unterkunftsbeitrag im Höchstausmasse von 0 h. täglich zugestanden 
werden, wobei jedoch der von ihm tatsächlich entrichtete Mietzins nicht überschritten 
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werden darf. 


2. Den tatsächlich hilfsbedärftigen Familien derartiger verunglückter (ver- , 


storbener, getöteter) Zivilärbeiter, kann ein Versorgungsbeitrag im Ausmasse vom 40 
Heller täglich für jedes im gemeinsamen Haushalte lebende erwerbsunfähige Familien- 
mitglied im Alter von mehr als 5 Jabren und von 20 Heller täglich für Kinder unter 
5 Jahren zuerkannt werden, S 


Die Gesamtbezüge sämmtlicher Mitglieder einer im gemeinsamen Haushalte 
lebenden Familie, dürfen keinesfalls den Betrag von 30 Kronen pro Monat überstei- 
gen. Hiebei ist der Versorgungsbeitrag des erwerbsunfähigen Familienoberhauptes 
nicht einzurechnen 

3. Bei Entscheidung äber den Anspruch auf den im Pünkte 2 normierten 
Versorgungsbeitrag kommen dieselben Verwandschaftsgrade in Betracht, wie bei den 
russ. Reservistenfamilien. 

4. Die Zuerkennung und die Bemessung der oberwähnten Versorgungsbeiträ- 
ge steht nur dem Militärgeneralgouvernement zu; es ist daher in solchen Fällen fall- 
weise beim Militärgouvernement einzuschreiten. 


5 Die Gewährung der Versorgungsbeiträge ist an die Voraussetzung geknäpft 


a) dass die Erwerbsunfähigkeit bezw. der Tod des Zivilarbeiters im oder. 


durch den Dienst nachweislich unverschuldet entstanden ist, was vom Kommando der 
Arbeitergruppe bezw des Truppenkörpers, bei welchem der Zivilarbeiter in Verwen: 
dung stand, oder vom Spital, in dessen Behandlung der Zivilarbeiter war, bestätigt 
werden sollte, 


b) dass der Zivilarbeiter bezw. seine Familie tatsächlich hilfsbedürftig ist, 


c) binsichtlich des Familienversorgungsbeitrages, dass der Unterhalt der Fa-, 


milie von dem Arbeitseinkömmen des Arbeiters abhängig war. 


Der Ehefrau eines verungläckten Zivilarbeiters und den Kindern bis zum 15. 
Lebensjahre, können Versorgungsbeitrage ohne Rücksicht, auf ihre Arbeitsfähigkeit 
zuerkannt werden, den uebrigen Familienmitgliedern nur dann, wenn sie selbst ar- 
beitsunfähig sind, oder nachweisbar keine Arbeit finden können. 


6. Das Bestehen des Anspruches auf die Gewährung obiger Versorgungsbei- 
träge, sowie der mit dem h. ä Erlasse N. N 122. 079/l6 normierten Unterhaltsbei- 
träge, muss durch die betreffende Gemeinde unter eigener Verantwortung des Gemei- 
devorstehers bestätigt und vom zuständigen Gendarmerieposteu ueberprüft werden, 


Die Erwerbsunfähigkeit des Zivilarbeiters im Zeitpunkte der Einbringung: 
des.Gesuches um die Gewährung eines Versorgungsbeitrages ist vom Kreisarzte zu 
bestätigen und ist die Herabminderung der Er werbsunfähigkeit in Procenten auszu- 
dräcken. , 


7. Unterhaltsbeiträge und Versorgungsbeiträge sind nieht als eine Gebähr, 
sondern als gnadenweise Zuwendungen aufzufassen. ‚Demzufolge kann jederzeit, so- 
bald es die Verhältnisse erheischen, der Bezug eingestellt werden. Es sind daher 
veber jede Zuerkennung eines Versorgungs-(Unterhalts)-beitrages die betreffende Ge- 
meinde und das zuständige Gendarmeriepostenkommando mit dem Auftrage zu verstän- 
digen, ueber jede Aenderung in allen den Bezug dieses Beitrages bedingenden Ver- 
hältnissen der Bezugsberechtigten dem Kreiskommando sofort zu berichten. Auf Grund 
dieses Berichtes hat das Kreiskommando allenfalls den zuerkannten Ver: orgungsbei- 
trag entweder gänzlich oder teilweise vorläufig einzustellen und die bezüglichen Ak- 
ten unter Bekanntgabe des provisorisch Verfügten dem Militärgeneralgouvernement 
zur endgültigen Entscheidung vorzulegen. Hinsichtlich der Unterhaltsbeiträge hat das 
Kreiskommando selbst endgiltig zu entscheiden. 


Die Erfolgung der Beiträge findet bg nur anf die Dauer glelohblejs 
bender Verwaltungsverhältnisse statt, 


8) Die ausserhalb des k. u. k Oikkubetionsgebietes dauernd ansässigen Zi- 
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vilarbeiter bezw deren Familien haben keinen Anspruch auf einen Versorgungsbei- 
trag. Dem zufolge ist der zuerkannte V'ersorgungsbeitrag im Falle der Auswanderung 
des Bezugsberechtigten aus dem k. u. k. Okkupationsgebiete, mit dem Tage der fak- 
tischen Uebersiedlung einzustellen und ist die erfolgte Einstellung ebenfalls unter 
Bekanntgabe des Einstellungstags an das M. G G. zu melden. 


9. - Die Familien internierter Zivilarbeiter sind, wenn die sonstigen Vorbe- 
dingungen fär die Zuerkennung des Unterhaltsbeitrage bezw, V'ersorgungsgenusses 
gegeben sind, wie Familienangehörige der bei der Armee im Felde eingeteilten 
Arbeiter und dgl. zu behandeln Unter Zivilarbeiter sind auch Vorspann-Zivilkutscher 
etc. zu verstehen. 


10. Die Auszahlung der Beiträge aller Art hat im Nachhinein zu erfolgen, 
ll. Vorsteoender Erlass tritt mit dem 1l. April 1917 in Wirksamkeit. 


132. 
Erhöhung der Entlohung für Fuhrwerke. 


Die sachliche Entlohnung für ein zweispänniges Fuhrwerk wurde mit dem M. 
G. G. Befehle Na 49 vom 30. Mai 1917 von 60 Heller auf 1 Krone pro Stunde erhöht. 


Die persönliche Entholung für den Kutscher, 25 Heller pro Stunde, bleibt 
unverändert. 


Diese Verordnung ist mit 1. Juni 1917 in Kraft getreten. . 


133. 


Erhöhung der Heil-und Verpflegskosten in St. Alek- 
sander-Spital in Noworadomsk. 
Zufolge Beschlusses des Bezirks- Konseils für öffentliche Wohltätigkeit wurden 


mit 1. Juli 1917 die Heil- und Verpflegskosten im St. Alexander- aa in Nowo- 
radomsk von 3 auf 6 Kronen täglich pro Person erhöht. 


134. 


Änderung der Polnischen Bezeichnung für die k. u, k. 
Bezirksfinanzwachkommanden. 


Laut M. G. G. Erlass vom 20. Juli 1917 F. A. & 139130/17 hat in Hinkunft 
die bisherige. polnische Bezeichnung des k. u.k. Bezirksfinanzwachkommandos „Powia- 
towa Komenda c. i k. Straży skarbowej“ die Bezeichnung „Okręgowa Komenda ek 
Straży skarbowej“ zu führen. 


135. 


Bestrafungen wegen Preistreiberei. 


Es wurde von dem k. u. k. Kreiskommandanten als zust. Kommandanten am 
l6 Juli 1917 wegen des Vergehens der Preistreiberei im Disciplinarwege bestraft. 


Franz Wtorkiewicz aus Noworadomsk wegen Verkauf von 2 Pfund Brot zu 2 Kro- 
nen statt zu 72 hl. mit einer Geldstrafe Von 70 (siebzig) Kronen, und im Uneinbring- 
lichkeitsfalle derselben mit 7 (sieben) tägigem Arreste. 


` ww 13014/8 


N 14555/l1. 


145551. 


14555/10. 


160. 


Peter Milka aus Bystrzannice Gde Potok zloty wegen Verkauf 1 Kor. Kartof- 
fel um 11 Rbl-36 K. 85 hl. statt um 25 Kronen, zu einer Geldstrafe von 50 (fünfzig) 
Kronen, und im Uneinbringlichkeitsfalle derselben mit 5 tägigem Arreste. 


Adamine Blesiriska aus Noworadomsk wegen Verkauf 1 Pfund Wurst um 2 Kr. 
80 hl. statt 2 Kr. 40 h. zu einer Geldstrafe von I00 (einhundert) Kronen, und im Un- 
einbringlichkeitsfalle derselben mit 10 tägigem Arreste. . 


Es wurden beim hiesigen k. u. k. Militärgerichte folgende Personen wegen 
des Vergehens der Preistreiberei nach § 1 der Vdg. M. G. G. um 2l Februar 1917 h. J. 
N 8226/17/5 verurteilt. 


Zofie Dziombor aus św. Anne Gde Dabrowa, wegen Verkauf von 2 Kor. Wei. 
zen um 60 Rubl = 201 Kronen statt 34 Kronen pro ein Kor. zu einer Geldstrafe von 
200 (zweihundert) Kronen und im Uneinbringlichkeitsfalle derselben zum Arreste in 
der Dauer von 20 (zwanzig) Tagen. 


Bronislaus Szwejcer aus Wancerzöw wegen Verkauf 2 Kor. Kartoffel zu 16 
RbI-53 K. 60 hl. pro ein Kor. statt 15 kronen zu einer Geldstrafe von 600 (sechs- 
hundert) K. und im REN rar derselben zum AÄrreste in der Dauer 
von 2 (zwei) Monaten. 


Leon Lapinski aus Gidle wegen: Verkauf 80 kg Weizenmehl um 60 Rbl-201 K. 
statt 49 K. 50 hl. zu einer Geldstrafe von 150 K. und im Uneinbringlichkeitsfalle 
derselben mit 15 tägigem Arreste. 


Josek Jakubowicz aus Noworadomsk wegen Verkauf 28 Lot Brot um IK. 
20 h. statt 28 hl. für ii, Lot Brot, zu einer Geldstrafe von 100 (einhundert) Kronen, 
und im Uneinbringlichkeitsfalle derselben mit 10 (zehn) tägigem Arreste. 


Mit h. g. Urteile vom 6. Juli 1917 K 168/17—169 wurde Leibusch Swiatlowski, 
Kaufmann in Moworadomsk, wegen Vergehens der Preistreiberei im Sinne des $ | der 
Vdg. des M. G. G. vom 21/2 1917 M. J. x 8226/17/S, begangen dadurch, dass er im 
März 1917 gelben Zucker an Schiffra Gwoźdź Zucker pro kg 3 K anstatt zu 1 K 70 h. 
verkaufte, zu einer Geldstrafe zu 100 (hundert) Kronen, im Uneinbringlichkeitsfalle zu 
l0 Tagen Arrest verurteilt. 


Auf h. g. Urteile vom 5. Juli K 292/17 wurde Andreas Nowak, Landwirt in 
Gajecice, wegen Vergehens im Sinne des § 1 der Vdg. des M. G. G. vom 21/2 1917 


DE JR 8226/17/S (Preistreiberei) begangen dadurch, dass er am 25. April 1917 in 


Gajecice ein Kor. Roggen um 50 Rubel an Ladislaus Sklarski verkaufte zu 14 Tagen 
Garnisonsarrest verschärft mit Anhaltung in Einzelhaft durch 24 Stunden verurteilt. 


Thomas Wieclawski, Mäller in Wogniki Gemeinde Dobryszyce, wurde wegen 
Vergehens der Getreideverheimlichung im Sinne des $ 3 der Verordnung des AOK. 
vom 11/6 1916 | 6l, begangen dadurch, dass er die als Massgebühr von mehreren Leu- 
ten erhaltene 462 kg Korn bis am 18. Mai 1917 dem kuk Kreiskommando in ‚No- 
woradomsk nicht angezeigt hat, zu 14 (vierzehn) Tagen Arrest verurteilt. 


Laurenz Kamiński Grundwirt in Mokrzesz, Anton Wöcik Grundwirt in Bystrza- 
nowice wurden wegen Vergehens der Preistreiberei im Sinne des $ 1 der Vdg. des 
M. OO vom 21/2 1917 M. JL 8226/17/S. 


Ad 1) begangen dadurch, das er am 15. Juni 1917 in Mokrzesz dem Johann 
Lyszczasz 211. Kor. Kartoffeln zu l9 Rub. 50 kop. verkaufte zu 5 Tagen Arrest und 
einer Geldstrafe von 100 K. 

Ad 2) begangen dadurch, das er am 16. Juni 1917 in Bystrzanowice dem An- 
ton Grzywna !/, Kor. Kartoffel für 5 Rubel verkauft hat zu einer Geldstrafe von 
20 K. bestraft. 
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Warenbenennung 


136. 


Richt-und Höchstpreise im Kreise Noworadomsk 
für den Monat August 1917. 


Grosshandel 


Ge- 
wiehts- 
einheit 


} 
KR 


Kleinhandel 


I. Fleisch-, Selch-, Fett- und Wurstwaren. 


Rindfleisch‘ mit Knochen 
D ohne „ 
Lungenbraten 
| Kalbfleisch 
| Schaffleisch 
| Schweinefleisch 
| Selchfleisch 
| Grün, Speck 
Schmeer s 
; , geräucherter Speck 
X Schweineschmalz 
Rindsfett 
Margarine 
Pflanzenfett 
| Gewöhnl, Wurst 
Krakauer Wurst 
Presswurst 
Schinken roh. 
og gekocht 
Schweinslungenbraten 
Leberwurst 


eg 


Gänse ` 
Enten 
Enten A 

Hühner h 
Hühner lebend. 


DI 


d Gänse lebend 
E Karpfen 
K Hechte 
K: Seefische 
K Häringe ges. St. 
Häringe ges. Pfd. 
Fetthäringe 
Junge Hühner 
SÉ Truthühner 


| 


II. Geflügel, Fische: 


1 Pfund 


3 


Gét Bar Tour E a ER, vu ER De e E GC at e 


E 


ege 


1 
1 


2 
2 
1 
2 
2 
2 
2 
3 
3 


R O o aa ai) 


-à 


| 


(Verlautbart mit Kundmachung vom 21. VI, 1917). 


161. 


Ge- 3] Höchst- 
wichts- K. h. i 
einheit | | PESIS 


Warenbenennung 


i Weizen 
` Roggen, Gerste, Hafer 
` Getreideabfälle 


| Weizenvollmehl 80% 

‚ Weizenschrotmehl 96% 

Weizenbrotmehl. 65% 

 Roggenvollmehl 80; 

' Roggenschrotmehl 963, 

| Gerstenmehl 70) 

' Gerstengraupe u. Grütze 

| Buchweizen, Hirse 

 Buchwezengrütze, Hirsegr. 
Kleie 


' Die Preise für Militärstel- 
| len verstehen sich ab Verla- 
| destation, diejenigen für Ap- 
provisionierung franco Be- 
| stimmungstation X. 
Kleie darf ausnahmslos 
‚ nur noch an Fassungsstellen 
oder mil. Anstalten abgege- 
| ben werden. 


Der Brotpreis bleibt bis 
auf Widerruf aufrecht. 


Weizenschrotbrot 


| Erbsen ganz. 

| Erbsen geschr, 

Linsen 
Speisebohnen 


Vollmilch 
Magermilch 
| Topfen S 
 Tischbutter 

Kochbutter 

Käse hart 

Käse weich 

Rahm sauer 

‚Eier im Laden 

beim Produzenten 


 Weizenfeinmehl u. Griestög] 


| alles per 100 kg. oder 6.! Pud 


Ge- 


wichis- 


einheit 


Ka vw Wa KS 


Grosshandel 


x | 


67 


| 


Ge- 
wichts- 
einheit 


100 kg.-! 
6.1 Pud 


144 loth | 


IV. Hülsenfrüchte. 


1 Pud 


lQuart 


A 


11 


10 


1 Pfund 


Te E eege 


V. Milch, Molkereiprodukte, Eier: 


Lut 


KEN 
Z 


ech 
ës 3 s a 
ER 


Kleinhandel 


Bu, ren 
| 


Ill. Mahl -und Schalprodukte; Brot: 
[für Militärstellen Militärstellen 


100 Okg.-1 67 |: 
6.1 Pud 


für Approvisionierung 


II 


69 | — 


3 
| 


E kaidi UO iiaii 


Grosshandel Kleinhandel H= >! 
Ge- | 


e Eat = FIR e = Ge- j Höchst- Í 
K h. . wichts- K. h. i N 
er | | preis 

j 


wichts- 
VI. Spezereiwaren und Gewürze: 


einheit 


` Zucker nichtraff. 1 Pfund 1 24 
„ raffiniert i. Brod | 
S „ Würfel d 
d „ Staub E = — » 1 28 
5 „ Krist. 
Gelberzucker Fr - — » 1 04 
‚ Salz weiss = _ Kaes A == 17 
‚ Salz grau Se SC = ~ — 77 
| Pfeffer = D Es e — — 
: Kümmel E Ss — b 1 88 
| Speiseöl = 3 = D Se Ea 
Essig Ge wë — FI art 1 _ 


Essigessenz — ai = 


VII. Gemüse. 


Kartoffeln *) 100kg.-] 27 — 
Rote Rüben 6.1 Pud —, 
Zwiebel - SS se — 
Knoblauch 7 = SE — 
Kren = GEES 
Sauerkraut ES Ss — 
Salat = = — 


‚ Spargel — Sr ag 


Spinat =; le 
Kartoffeln neue ws ES — 
Paradeis — 
Kraut k Las 
. Petersilie b Gë 
Gurken S Dez 
*) Der Preis für Kartoffeln 3 | 
per 100 kg. oder 6.1 Pud gilt 3 | 
sowohl für Militärstellen als 


auch für Approvisionierung se, 
ab Verladestation. i 


ER | 


VI. Obst. 


Stachelbeeren | | I Pfund | x | 40 | 
Ribisel | LV ` e emm 
 Erdbeeren | ® EF 
Schwarzbeeren | 5 Zw | 60 
Kirschen | S SC 80 
Pflaumen (gedörrt |- 3 l | — 
Birnen f a = 80 
Äpfel | r = 60 
| IX. Getränke. 7 
Wein 1 biter 3 "US 
Bier 1 Flasche LS SEL 1 40 
Dier Export = 23 
Branntwein 
Rum 
|! Sodawasser 


Kleinhandel 


Grosshandel 


Waärenbenennung 


Ge- 
wichts- 
einheit 


Ge- 
wichts- 
einheit 


X. Schlachtvieh. 
| Ochsen 1 Pud 40 T 


Stiere S 38 F 
Kühe d 38 
Jungvieh — 36 T 
Kälber En: 24 - 
Schweine Sc 60 4 


Schafe E 30 


XI. Futterartikel. 


Heu (lose) 1Pud |- 1 16 | 1 Pud 1 16 
Heu (gepr.) —- —- -= — 
Stroh (lose) ee — 66 Fra 66 
Stroh (gepr.) — — -= — —- 
Ölkuchen 

Pferdebohnen 

Kleie 

Häksel 


ann nn 


XII. _XII. Beheizungs,-Beleuchtungs-u. Reinigungsmaterialien. ` Reinigungsmaterialien. 


; Brennholz hart m? g 
K D „ KI 
E | Pud. 
CS R Brennholz weich m' ; 
H | keepa: = —- 62 | 1Pud = 62 
SE | Steinkohle Kor. — == — — GE — 
Ze | a Pud. 1 Pud — 85 1 10 
3 | Petroleum » 12 EDEP :— 35” 
E | Brennspiritus lEmr. 20 — Fiter 2 50 
KE: | Zündhölzchen (Schwedische) — Pre — | Schacht. = 10 
ZS | Parafin Zindhölz. 200 St. — er SE? A e 16 
Zä | gewöhnl, Stearinkerzen — z er A zu — 
Br | Parafinkerzen a SN 2E 4 ağ 5% 
5  Kriegsseife — =k = 1/, Pf. 1 ES 
el Kernseife = Latt Pid, 8 80 
Sr Kristallsoda 16 SS a = 40 
Be, Amoniaksoda 1 Pud 30 et? ` — 80 4 
Er. Koks A BR — | 1Pud _ — | 
| i 
Ki: **) Petroleum Preise in den Gemeinden: 


1) Brudzice, Dmenin, Dobryszyce, Gidle, Goslawice, Radzieehowice, Stobiecko 

8 miejskie 37 h. 

KS 2) Brzeźnica, Garnek, Konary, Kruszyna, Rzeki, Sulmierzyce, Zamość, Żytno 38 h 
3) Dąbrowa, Masłowice, Miedzno, Mykanów, Pajęczno, Przerąb, Przyrów, Wance- 

ER rzöw, Wielgomiyny 209 h 

= 4) Działoszyn, Kielezyglöw, Koniecpol, Maluszyn, Olsztyn, Popów, Potok Złoty, 

— A Rudniki, Rząśnia, Siemkowice 40 h 
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ANMERKUNGEN. 


A.) Die Kalkulation der Preise ist in Kronenwährung durchgeführt und muss 
daher die angebotene Bezahlung für die Waren in Kronenwährung angenommen werden. 
Jene Verkäufer, welche die Annahme der Kronen verweigern, werden strenge bestraft. 
Das Fordern der Bezahlung der Ware im russischen Gelde ist strengstens verboten. 


Die oben festgesetzten Preise, insofern sie nicht als Höchstpreise bestimmt 
wurden, sind als Richtpreise zu betrachten. 


Die Richtpreise haben den Zweck, den Verkäufern und Käufern eine allgemeine 
Richtschnur für die Angemessenheit der Preisbildung zu geben. 


Die Verkäufer sind nicht berechtigt, den vollen Richtpreis in jenen Fällen 
(Aenderung der Handelskonjuktur und dgl.) zu begehren, in denen dieser Preis gegen- 


über den Gestehungs-und Regiekosten, zu denen sie die Ware erworben haben, unverhält- - 


nismässig hoch, also preistreiberisch wäre. 


Das Fordern der vollen Richtpreise in jenen Fällen, in denen dieser Preis 
gegenüber den Gestehungs-und Regiekosten unverhältnismässig hoch erscheint, dann 
die Überschreitung der festgesetzten Richtpreise ohne eine reale Grundlage 
und eine jede Überschreitung der kundgemachten Höchstpreise wird als Preistreiberei 
nach Verordnung des k. u. k. Armeeoberkommandanten vom 15. September 1915 Vdg 
Bl. für Polen St. IX. Na 38 bestraft. 


‚Die festgesetzten Höchstpreise dürfen unter keinen Umständen überschritten 


werden. 
B.) Mitarbeit der Bevölkerung. 


Die Bevölkerung wird aufgefordert bei Bekämpfung der Preistreiberei mitzu- 
wirken. 

Über den Preistreiber ist unverzüglich zu Händen des k. u. k. Gendarmerie- 
postens eine Anzeige zu erstatten. 

Strafbar aber sind nicht nur die Preistreiber, sondern auch diejenigen, die 
selbst ungewöhnlich hohe Preise für unentbehrliche Gegenstände des täglichen Bedarfes 
bezahlen oder anbieten, oder auch die Preistreiberei dadurch dulden, dass sie die 
Preistreiber nicht zur Anzeige bringen. 


Der k. u. k. Kreiskommandant 
Eugen Dabrowiecki m. p. 
Oberst. 


= ? 


4 66. 


Aviso. 


satz namens „ZOLIN“ Nach Mitteilung dieser Firma besitzt das Präparat laut 
Attest des chemischen- und Nährmittelspröfungsinstitutes 84% mineralische und 13%- 
14% seifenartige Bestandteile Die Zolintabletten sollen dieselbe Waschkraft haben 
wie Seife, enthalten keine schädlichen Substanzen. 


Interessenten wollen sich direkt mit der Firma Koloman Brazey in Verbin- 


dung setzen, welche dan die diesbezüglichen ge = den kompetenten 
Behörden einreichen wird. 


j 

| | j 

Die Firma Koloman Brazay in Budafok bei Budapest erzeugt einen Seifener- PAE / 
i 

i 


` 
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